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"Das klingt gut, aber wie soll man sich dies konkret vorstellen: eine Wiederver-
einigung unter einem europäischen Dach? Als Anschluß der DDR zu westlichen
Bedingungen an eine in Europa integrierte Bundesrepublik - also Preisgabe ihrer
von aller Welt anerkannten Eigenstaatlichkeit? Totale Kapitulation mitten im
Frieden? Das kann doch wohl im Ernst kein Mensch glauben." So formulierte
Marion Gräfin Dönhoff in einem Leitartikel für "Die Zeit" am 20. Januar 1989
ihre Skepsis gegenüber der europäischen Grundierung der Deutschlandpolitik
Helmut Kohls. Sie bezog damit Position in einer Diskussion, die vielen "ganz und
gar theoretisch" anmutete1. In ihrem Kern stand die Einsicht in die Machbarkeit
des Binnenmarktziels und damit in die Ernsthaftigkeit der politischen Weiterent-
wicklung der Europäischen Gemeinschaft. Mit der Debatte des Bundestages zur
Lage der Nation am 1. Dezember 1988 wurde jene Frage wieder aufgelegt, die
in der Geschichte der Bundesrepublik nahezu jede große Entscheidung der
Europapolitik begleitete. Die Vereinbarkeit von Europäischer Integration mit
dem Auftrag des Grundgesetzes zur Wiedervereinigung Deutschlands bedürfe
einer besonderen Verankerung im Gefüge eines europäischen Bundesstaates; der
1957 zu Protokoll gegebene Vorbehalt und die übrigen auf den innerdeutschen
Handel und die Stellung Berlins bezogenen Regelungen reichten für die Zukunft
nicht aus, hieß es vornehmlich von den hinteren Bänken der Unionsfraktion im
Deutschen Bundestag2. Vorsichtig gewichtete3, aber auch massiv vorgetragene4

Unterstützung erhielten die Vorstöße vor allem unter den juristischen Deutsch-
landexperten. Dies war die genaue Gegenposition zur Haltung derjenigen, die
von der Fortexistenz der ZweLstaatlichkeit und dem notwendigen pragmatischen
Fortschreiten der Integration ausgingen - eine Position, die sich zudem auf die
zunehmende "Normalität" eines auf die Bundesrepublik bezogenen Staats- und
Nationalbewußtseins der Westdeutschen abstützte5.

Angesichts der doppelten Realität von Europäischer Integration und der
konkreten Arbeit an der Herstellung der deutschen Einheit sind Debatten dieser
Art - im Brüsseler Jargon als "Gespensterdiskussion"6 tituliert - obsolet gewor-
den. Die Position Helmut Kohls, die im Frühjahr 1989 quer zu den skizzierten
Meinungssträngen gelegen hatte, wurde von der Realität nachhaltig bestätigt.
Seine Vision, die auch die Konrad Adenauers war, bestimmte nach dem Fall der
Mauer am 9. November 1989 den Kontext von Deutschland- und Europapolitik
der Bundesregierung. In der Europäischen Union als Modell einer europäischen
Friedensordnung - so der Kanzler im Januar 1989 - liege Deutschlands Zukunft.
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Deshalb bleibe die europäische Einigungspolitik die einzig sinnvolle Antwort auf
die ungelöste deutsche Frage; Wiedervereinigung und Westintegration seien
parallel laufende und zusammengehörende Aufträge des Grundgesetzes7. Im
übrigen hatte diese wohl letzte Neuauflage der Vereinbarkeitsdebatte wenig
gemein mit der Substanz außenpolitischer Entscheidungen, die 1989 anstanden.
Erste Priorität für die deutsche Europapolitik besaß die Vollendung des Binnen-
marktes einschließlich der Entscheidungen über seine Folgefragen. Besondere
Erwartungen hegte Bonn in die anstehenden Fragen der Steuerharmonisierung,
in die Gestaltung der sozialen Dimension des Binnenmarktes, in den Abbau der
Personenkontrollen und die Innere Sicherheit sowie in die Entscheidung über die
Weiterentwicklung des Europäischen Währungssystems8.

Die Wahlen zum Europäischen Parlament

Die Europa-Umfragen im Vorfeld der dritten Direktwahl illustrieren eine insge-
samt ambivalente Haltung der Deutschen zu den Themen der Europapolitik der
Bundesregierung. Die Skepsis über den Nutzen der Gemeinschaft schien zuge-
nommen zu haben, auch wenn die Notwendigkeit der Integration überwiegend
nicht in Frage stand9. Ambivalente Bewertungen ergaben sich auch in der
Einschätzung der Perspektiven des Binnenmarktes. Überwiegend hielten die
Deutschen die Zahlungen an die Gemeinschaft für zu hoch, zwei Drittel lehnten
die Einführung einer europäischen Währung als Ersatz für die D-Mark ab10. In
der Wirtschafts-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik bevorzugten die Deutschen im
Frühjahr 1989 nationale Lösungen gegenüber europäischen Zuständigkeiten; in
der Inneren Sicherheit und der Außenpolitik sprach sich die Mehrheit für
Regelungen auf Gemeiaschaftsebene aus. Dennoch sollte die emotionale Bindung
der Deutschen an die Gemeinschaft nicht unterschätzt werden. In der Reaktion
auf den Zerfall der DDR beobachteten die Demoskopen in der ersten Hälfte
1990, daß "über der deutschen Einheit die Europäische Gemeinschaft im Inter-
esse der Bevölkerung nicht verliert, sondern umgekehrt gewinnt, vielleicht in
einer Art Anlehnungsbedürfnis"11. Die besondere Qualität dieser Bindung hatte
Kommissionspräsident Jacques Delors im Blick, als er seine Bonner Rede vom
5. Oktober 1989 ganz unter das Bild von der "Familie", die die Gemeinschaft für
die Bundesrepublik sei, stellte12.

Das Ergebnis der Europa-Wahlen vom 18. Juni 198913 in der Bundesrepublik
ist nur bedingt diesen Einstellungsprofilen zuzuordnen. Wahlforscher hoben die
im Vergleich zur zweiten Direktwahl angestiegene Wahlbeteiligung als den einzig
'europäischen' Ausweis dieses Urnengangs hervor14, während die übrigen Indika-
toren der Wählerentscheidung eher mit nationalen Deutungsmustern zu beschrei-
ben waren: Im Vordergrund standen der Erfolg der Republikaner, die Schwäche
der Unionsparteien und die Unfähigkeit der Opposition, aus dieser Schwäche
Gewinn zu ziehen. In der Bilanz des Wahljahres 1989 blieb die Europawahl wie
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ihre Vorgängerinnen trotz mancherlei regionaler Besonderheiten15 eine "Neben-
wahr und eine "low-interest-Wahl"16.

Detailarbeit an der Vollendung des Binnenmarktes

In der Bundesrepublik Deutschland war 1988 das Jahr des Durchbruchs in der
Glaubwürdigkeit des Binnenmarktziels. Dennoch blieb die Stimmungslage der
wirtschaftlichen Akteure 1989 labil - Unsicherheiten über Gewinne und Verluste
der Marktöffnung, Ablehnung durch die Nutznießer ökonomischer Nischen und
Zweifel an der Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Bundesrepublik bestimmten
die Ausgangslage der deutschen Binnenmarktpolitik17. Die Kautelen der Interes-
sengruppen und die Bedenken der verschiedenen Ressorts innerhalb der Bundes-
regierung wollten in einer Vielzahl von Einzelfragen berücksichtigt sein. Die
demonstrative Unterstützung des Binnenmarktprogramms von Seiten der Spitzen-
verbände, des BDI und des DIHT, von Arbeitgeberverband und Gewerkschaften,
welche die Bundesregierung in ihrer konzertierten Europa-Aktion durch zwei
nationale Europa-Konferenzen18 erreicht hatte, wirkte zwar entlastend, war
jedoch selbst nicht frei von Auflagen und deutlich vorgetragenen Forderungen.
Vieles konnte europapolitisch nicht durchgesetzt werden19.

In der aus Unternehmenssicht wichtigen Frage der Steuerharmonisierung
konnte keine Einstimmigkeit erzielt werden. Gewarnt durch die innenpolitischen
Erfahrungen mit der Quellensteuer, widersetzte sich die Bundesregierung erfolg-
reich ihrer Einführung auf europäischer Ebene. Zurückhaltend agierten die
Bonner Vertreter zudem in der Gestaltung des künftigen Systems der Harmoni-
sierung im Bereich der indirekten Steuern. Der Übergang vom Bestimmungsland-
prinzip zum Ursprungslandprinzip in der Erhebung der Umsatzsteuer erschien
der deutschen Seite mit zu vielen nicht kalkulierten Faktoren behaftet.

Als Erfolg wertete Bonn die Verordnung zur Fusionskontrolle. Die Beschrän-
kung auf Umsatzriesen, die Einführung einer präventiven Kontrolle nach dem
deutschen Muster und die Verklammerung mit den nationalen Kartellbehörden
entsprach weitgehend dem deutschen Anliegen20. Im Bereich der technischen
Harmonisierung konnte die Bundesregierung ihre nationalen Sicherheitsstandards
nur zum Teil durchsetzen. Zwar bleibt ihr die Möglichkeit, im Rahmen der
Maschinenrichtlinie ergänzende Normenvorschläge einzubringen, doch gab die
Aussicht auf eine unsichere Zwischenphase bis zur Verabschiedung dieser
Ergänzungen den Ausschlag für die Ablehnung der Richtlinie durch die Bundes-
regierung. Unter den Entscheidungen zum Binnenmarkt für Dienstleistungen
sind aus deutscher Perspektive die im Dezember 1989 verabschiedete Richtlinie
zur Bankenaufsicht sowie die Beratungen zur Regelung der Wertpapier- und
Versicherungsdienstleistungen hervorzuheben. Aufgrund der gegenseitigen Aner-
kennung der Aufsichtsordnungen steht den deutschen Banken der europäische
Markt offen, ohne daß besondere Änderungen am deutschen System der Selbst-
kontrolle erforderlich wurden. In der Marktöffnung für Wertpapierdienste möch-
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te die Bundesregierung dagegen eine weitgehende Deregulierung durchsetzen,
nicht zuletzt, um die in der Bundesrepublik zahlreich vertretenen kleineren Mak-
ler und Anlageverwalter nicht zu benachteiligen. Auf den Widerstand von An-
bietern und Bundesländern stießen dagegen die Überlegungen zur Liberalisierung
der Versicherungsdienstleistungen auch im Bereich der gesetzlich vorgeschriebe-
nen Kfz-Haftpflicht. Während die Unternehmen eine Verwischung der Risikobe-
rechnung und damit Marktnachteile zugunsten ausländischer Anbieter befürchte-
ten, lag den Ländern vor allem am Erhalt einer gleichbleibenden flächendecken-
den Schadensvorsorge.

Im öffentlichen Auftragswesen gelang es der deutschen Europapolitik schließ-
lich, die Interessen der deutschen Bauwirtschaft in mehrfacher Hinsicht umzuset-
zen. Neben der Durchsetzung von Alternativangeboten nach deutscher Praxis
setzte sich die Bundesregierung in den Verhandlungen zur Überwachungsrichtli-
nie mit ihrer Weigerung, eine obligatorische gerichtliche Nachprüfung und
entsprechende Verzögerungen im Vergabeverfahren hinzunehmen, gegen die
anfänglichen Positionen aller übrigen Mitgliedstaaten durch.

Die Bonner vertreten ihre allgemeinen wirtschaftlichen und politischen Präfe-
renzen mit Selbstbewußtsein, jedoch ohne ausgeprägt missionarischen Eifer. Die
Bundesregierung hat ihr besonderes Interesse an offenen Märkten jenseits des
EG-Wirtschaftsraumes in die feste Ablehnung einer "Festung Europa" gemünzt
und dafür besonders in den USA Anerkennung erfahren21 - in Fragen der
Behandlung japanischer PKW-Importe oder der Verbesserung des Marktzugangs
von Entwicklungsländern im Rahmen der Lomö-Verhandlungen hingegen keinen
besonderen Druck entfaltet. Sie hat die anderen Mitgliedstaaten im Rahmen der
EPZ zur Formulierung gemeinsamer Standpunkte zum Umbruch in Osteuropa
gedrängt, ihr Interesse an der Vervollständigung und Aktualisierung der Handels-
vereinbarungen mit Osteuropa (Sowjetunion und DDR) hingegen bewußt in den
Konsens der EG-Institutionen eingebettet. Andererseits sind auch 1989/90 die
innenpolitischen Grenzen der Europapolitik der Bundesregierung deutlich gewor-
den. Waren die vereinzelten umweltpolitischen Voraus- und Alleingänge noch
mit Blick auf die besondere Sensibilität der öffentlichen Meinung in der Bundes-
republik zu erklären22, so wurde die Bundesrepublik in anderen Bereichen, wie
bei der Liberalisierung des Güterverkehrs, Opfer ihrer Regelungsdichte. Der
deutsche Vorstoß mit der Ankündigung einer Straßenbenutzungsgebühr hat den
Übergang vom herrschenden Nationalitätenprinzip zum binnenmarktkompatiblen
Territorialprinzip erheblich erschwert23. Trotz einer insgesamt verbesserten
Koordination im Länderbeteiligungsverfahren und einer effizienten Entschei-
dungspraxis im Bundesrat24 blieben auch die föderalistischen Bruchstellen beste-
hen. Beunruhigt durch die Niederlage der Bundesrepublik im Erasmus-Urteil des
Europäischen Gerichtshofs oder die vom französischen kulturpolitischen Ansatz
inspirierte Fernsehrichtlinie forderte Bayern die Bundesregierung auf, der Kom-
petenzverlagerung auf die europäische Ebene einen Riegel vorzuschieben25. Die
Gegenposition dazu umschrieb Schleswig-Holsteins Ministerpräsident Björn
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Engholm: "Wer Ja sagt zum Einigungsprozeß, kann nicht Nein sagen zur Kom-
petenzverlagerung"26.

Die großen Themen vor dem Fall der Mauer: Währungsunion und die soziale
Dimension des Binnenmarktes

Die beiden Hauptfelder der deutschen Europapolitik lagen 1989 jenseits der
Alltagsfragen der Binnenmarktvollendung. Sowohl in der Ausgestaltung des
Europäischen Währungssystems als auch in der sozialen Flankierung der Binnen-
marktpolitik stand für Regierung wie Opposition zugleich die weiterreichende
Perspektive der Europäischen Gemeinschaft zur Debatte. Das Interesse der
Bundesregierung an einer Gestaltung beider Felder in ihrem Sinne war nicht
minder ausgeprägt als das britische Beharren auf ihrer Ausklammerung - nur
basierte es auf völlig anders gelagerten Rahmenbedingungen. In beiden Bereichen
konnte die Bundesregierung innenpolitisch von einem hohen Konsensniveau über
die Tragfähigkeit ihres eigenen Modells ausgehen; eine Schwächung des deut-
schen Standards in der Sozialpolitik oder eine Aufweichung der D-Mark im Zuge
der Währungsunion war nach innen nicht zu vertreten.

Die Weiterentwicklung des EWS zu einer Währungsunion neben der Wirt-
schaftsunion und die Errichtung einer Europäischen Zentralbank war und blieb
in der Bundesrepublik umstritten. Insbesondere die Währungswissenschaftler, die
schon die Einführung des EWS mit düsteren Prognosen begleitet hatten, und die
Zentralbanker des Landes standen dem Projekt ablehnend gegenüber. Der am
16. April 1989 vorgelegte Bericht des Delors-Ausschusses, in den mit Bundes-
bankpräsident Karl Otto Pohl die zögernde deutsche Zentralbank unmittelbar
eingebunden war, dämpfte die Kritik vorübergehend. Er entsprach weitgehend
dem deutschen Modell der Bundesbank - für die kritischen Betrachter ein
"Durchbruch historischer Dimension"27 - und den besonderen deutschen Kri-
terien der Priorität der Geldwertstabilität, der sachlichen und personellen Wei-
sungsungebundenheit, dem Verbot zur Finanzierung von Haushaltsdefiziten sowie
dem Plädoyer für eine föderative Struktur28. Der Einstieg in den Stufenplan des
Berichts zur Jahresmitte 1990 wurde überwiegend begrüßt, der Konflikt zwischen
Politik und Wissenschaft bzw. Währungsexperten war damit noch nicht aufgeho-
ben. Während für die Politik der Versuch einer Heranführung der Währungspoli-
tik an die entstehende Wirtschaftsunion in der Konsequenz der Integrationsdyna-
mik und in der Logik der Beschlußlage zum EWS lag29, konzentrierte sich die
Skepsis vor allem auf die zweite und dritte Stufe des Delors-Modells: Es bleibe
vage in der strikten Parallelität von wirtschaftlicher und geldpolitischer Integra-
tion, es erlaube ein zu großes Maß vorwegnehmender Koordination und sei trotz
deutscher Beteiligung von einem monetaristischen Bias getragen30. Das Plädoyer
der Kritik ging infolgedessen dahin, der ersten Stufe eine deutlich längere Zeit-
spanne zuzumessen als die französische Politik es vorsah, deren Einbindungs-
interesse gegenüber der deutschen "force de frappe" die Skeptiker in der Bundes-
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republik mit Sorge betrachteten31. Die Bundesregierung versuchte daraufhin,
einer raschen Festlegung für die Einsetzung der Regierungskonferenz zur Vorbe-
reitung der institutionellen Anpassungen entgegenzuwirken, nahm dafür eine
Verstimmung in der deutsch-französischen Zusammenarbeit in Kauf, fand sich
nach dem Fall der Mauer und dem Zusammenbruch des SED-Regimes jedoch
zunehmend in einer schwächeren Position. Der Konsens über die Deutschland-
politik der Bundesregierung war für Bonn zu wichtig, um ihn durch währungspo-
litisches Taktieren zu gefährden, zudem verloren die Einwände an Glaubwürdig-
keit mit den Versicherungen über die Machbarkeit der deutschen Währungs-
union - warum sollte gleiches nicht auf europäischer Ebene möglich sein32?

Aus der Perspektive manch anderen Mitgliedstaates mag die intensive Debatte
um die soziale Dimension des Binennmarktes in der Bundesrepublik Deutschland
wie eine typisch deutsche Auseinandersetzung gewirkt haben - sie war es wohl
auch33. Dabei ging es den Sozialpartnern und zunehmend auch der Bundesregie-
rung weniger um einen "Rückfall in Marxismus", wie Margaret Thatcher arg-
wöhnte34, sondern um die gegenseitige Versicherung, daß der soziale Konsens
in der Bundesrepublik auch unter Binnenmarktbedingungen bestehen bleibe.
Gestellt durch die sozialdemokratische Opposition, die die sozialstaatliche Aus-
stattung des Binnenmarktes zum Hauptthema ihrer Europapolitik gemacht hatte,
wollte die Bundesregierung weder sozialpolitisch Grauzonen des Sozialdumpings,
Versuchungen der Rechtsflucht oder eines europäischen Überspringens der
Mitbestimmung in der Bundesrepublik zulassen, noch konnte sie wirtschaftspoli-
tisch ein Interesse an einer Nivellierung der Gemeinschaft auf dem Stand der
Bundesrepublik und den damit verbundenen Risiken für das ökonomische
Momentum des Binnenmarktes haben. Die Unternehmerverbände in der Bundes-
republik hatten ihr Nein zu breiten Regelungen auf EG-Ebene ebenso deutlich
zu Protokoll gegeben wie die Gewerkschaften ihre Ablehnung einer lediglich
deklaratorischen "feierlichen Erklärung"35. Die hohe Regelungsdichte in der
Bundesrepublik begünstigte jedoch den Konsens: Die gemeinsamen Erklärungen
des Deutschen Gewerkschaftsbundes und der Bundesvereinigung der deutschen
Arbeitgeberverbände vom 26. Juli 1989 bzw. des Bundesverbandes der Deutschen
Industrie vom 31. Juli 1989 bekräftigten die Position der Bundesregierung, nach
sozialen Mindestnormen auf Gemeinschaftsebene zu suchen, die Koalitionsfrei-
heit, Tarifautonomie und die Arbeitnehmerbeteiligung zu wahren sowie den
Gesundheits- und Arbeitsschutz zu fördern. Daß die auf diesem Konsens beru-
hende Politik der Bundesregierung36 in den Gemeinschaftsberatungen nicht voll
zu halten war, hätte die soziale Dimension zum griffigen Herbstthema des Jahres
1989 machen können. Der Exodus aus der DDR und die neue deutsch-deutsche
soziale Frage haben jedoch die schrittweise Ausdünnung des Kommissionsvor-
schlages über Sommer und Herbst 1989 hinweg überspielt. Kaum wahrgenom-
men wurde schließlich, daß am Ende auch die neun Punkte, die Arbeitsminister
Norbert Blüm als Mindestsockel konkret definierter Sozialrechte formuliert
hatte37, nur noch als Anregungen zu einem Aktionsprogramm eingestuft wurden,
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um welches der Europäische Rat die Kommission zur Ausfüllung der unverbind-
lichen Erklärung des Straßburger Gipfels im Dezember bat.

Nach dem 9. November 1989 - das Zusammenfallen von Deutschland- und Euro-
papolitik

Zwischen dem Rücktritt Erich Honeckers und der Unterzeichnung des Staatsver-
trages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokrati-
schen Republik liegen nur knapp acht Monate. Diese Zeitspanne bündelt jedoch
eine Fülle politischer Entscheidungen der Bundesrepublik, in denen Deutschland-
und Europapolitik erstmals nicht nur dem Anspruch nach zwei Seiten einer
Medaille bilden. Die in den Stellungnahmen der europäischen Partner immer
wieder artikulierte Sorge vor einem Substanzverlust deutscher Europapolitik ist
nicht eingetreten - auch wenn es in der ersten Reaktion Momente der europa-
politischen Irritation gab, Aufregungen um die Deutschland-Initiative und die
Konsultationspraxis des Bundeskanzlers zu dämpfen waren, auch wenn die
Unklarheit über die Glaubwürdigkeit der Aussage zur Oder-Neiße-Grenze länger
bestand als nötig gewesen wäre. Die Anfang 1989 geführte Vereinbarkeitsdebatte
erwies sich jedenfalls nicht als geeignete Basis der im Angesicht des Zerfalls der
SED-Herrschaft geführten Politik: Die Verbindung von deutscher Einheit und
Europäischer Integration wurde zum empirischen Faktum. Zwar erhob sich die
Frage, ob im Blick auf Osteuropa nicht eine Pause im Fortschreiten der Integra-
tion angeraten sei38, bedeutsam wurde sie allerdings nur vorübergehend und in
ihrer europäisch formulierten Stoßrichtung, etwa im Europa-Plan Hans-Dietrich
Genschers39.

Für die Bundesregierung wurde im November 1989 nahezu täglich deutlicher,
daß sie zugleich deutschlandpolitisch initiativ werden und europapolitisch glaub-
würdig bleiben mußte. Dabei stand für die Akteure wohl zu keinem Zeitpunkt
in Frage, daß die Einheit der Deutschen im Rahmen der Europäischen Gemein-
schaft stattfinden werde und daß dies gut so sei, trotz der schwierigen Über-
gangs- und Anpassungsfragen, der Folgen für das Schengener Abkommen und
trotz des neuen Verständigungsbedarfs über die finanziellen Verteilungsschlüssel
in Deutschland und in der Gemeinschaft. Für die Umsetzung dieses Ansatzes in
der Politik der Bundesregierung waren zwei Faktoren ausschlaggebend: das
politische Konzept des Bundeskanzlers und die deutsch-französische Zusam-
menarbeit. War es Willy Brandt, der die Perspektive der künftigen Einheit der
Deutschen beinahe instinktiv erkannte und einprägsam zu formulieren wußte, so
war Helmut Kohl wahrscheinlich auf die europäischen Anker der deutschen
Frage besser vorbereitet als andere, zweifellos begünstigt durch seine europäi-
schen Erfahrungen und die Anerkennung seines Einsatzes für die Weiterentwick-
lung der Gemeinschaft. Die Ernsthaftigkeit seines Anliegens wurde nach innen
wie außen dennoch mit Zweifeln besetzt; anschaulich genug in den Reaktionen
auf das Zehn-Punkte-Programm vom 28. November 198940. Das Programm war
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eine persönliche Initiative des Kanzlers und als solche kalkuliert41. Nach innen
sollte es Führung durch Orientierung demonstrieren, gegenüber den europäi-
schen Nachbarn verdeutlichen, daß die Deutschen ihr Selbstbestimmungsrecht
wahrzunehmen bereit waren - in einer Konstellation, in der sich die innenpoli-
tische Lage in der DDR eskalierend zuspitzte. Für dieses Recht warb die deut-
sche Europapolitik um Zustimmung. Die Erklärung des Straßburger Gipfels vom
8. Dezember 1989 zur deutschen Einheit bestätigte den nachdrücklich vorge-
tragenen Wunsch der Bundesregierung und umschrieb erstmals und vorläufig,
was die Prämissen des unscharfen Begriffs vom "vereinten Europa" aus der
Präambel des Grundgesetzes ausmachen könne42. Damit hatte Kohl im Konsens
mit der Gemeinschaft die europäische Qualität des Vereinigungsprozesses nicht
dem Prinzip nach, sondern in der Schrittfolge verändert. Zuvor lag die Präferenz
des Kanzlers wie des Außenministers (im übrigen in Übereinstimmung mit der
EG-Kommission)43 bei einem raschen Beitritt der DDR zur Europäischen Ge-
meinschaft, denn selbst dieser Schritt hätte bereits - wie die Vorlage der Kom-
mission für den Dubliner Sondergipfel 1990 zeigt - ein erhebliches und in ihrer
Reichweite überraschendes Maß an Einheit hergestellt.

In den Stationen der Entscheidung erwies sich Frankreich zunächst als ein
schwieriger Partner, dessen Kompliziertheit zu einem wesentlichen Teil durch die
Auffassungen seiner politischen Klasse bedingt wurden, die kaum mit dem Klima
der öffentlichen Meinung im Land verbunden waren44. Die Ängste vor einem
neuen Reich, vor deutscher Hegemonie oder einem zweiten Rapallo artikulierten
sich - europäisch gemünzt - in der Befürchtung, die Bundesrepublik könne die
Europäische Integration lähmen, wenn nicht gar ihre Bindungen abstreifen. Die
Politik Mitterrands richtete sich auf das Einfordern von Beweisen für die Integra-
tionsbereitschaft der Deutschen; der mühsam überdeckte Disput um die deutsche
Haltung zum Termin der Regierungskonferenz über die Währungsunion wurde
zum Auslöser anhaltender Verstimmung zwischen dem "ungleichen Paar"45. Es
spricht für die Intensität der Verbindung, daß der Konflikt konstruktiv überwun-
den werden konnte. Mit ihrem Brief an den irischen Ratsvorsitz im Vorfeld des
Sondergipfels vom 28.-29. April in Dublin formulierten Mitterrand und Kohl ihr
gemeinsames Interesse an einer institutionellen Ausgestaltung der politischen
Gemeinschaft durch eine zweite Regierungskonferenz neu: Die EG müsse wegen
der deutschen Vereinigung vorangetrieben werden. Mit diesem Schritt gewann
die Zusammenarbeit jenes europäische Momentum zurück, gegen das Margaret
Thatcher seit ihrer Rede in Brügge 1988 so vehement opponiert hatte46. Ihre
zentrale Rolle verdankt die deutsch-französische "Achse" nicht zuletzt dem engen
Zusammenspiel mit der Kommission. Unter der Führung Delors' haben die
Kommissare einerseits die konzeptionelle Debatte um die Folgen der Einheit
mitgeprägt und damit ein wichtiges Signal nach Paris gegeben, die deutschlandpo-
litischen Anforderungen an die Gemeinschaft hat die Kommission andererseits
rasch und in enger Abstimmung mit der Bundesregierung umgesetzt47.
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Rückblickend ist es der Europäischen Gemeinschaft 1989/90 gelungen, ihren
Rahmen für die deutsche Einheit vorzubereiten. Dieser europäischen Lösung der
deutschen Frage werden andere folgen müssen; sie angestoßen, EG-kompatibel
formuliert und durchgesetzt zu haben, macht wohl das bleibende Verdienst der
Europapolitik Helmut Kohls und Hans-Dietrich Genschers aus. Die Weichen zu
einem europäischen Deutschland sind damit gestellt, die Fragen nach den Wir-
kungen eines vereinten Deutschland auf die Gemeinschaft werden dagegen noch
für Jahre erhalten bleiben: Wie verändert sich das Machtgewicht im Entschei-
dungsprozeß, wie wird der "Finanzausgleich" der EG mit dem Gebiet der DDR
verfahren, welche ostpolitischen Folgen wird die Verschiebung der Wohlstands-
grenze an die Oder mit sich bringen? In nahezu allen Fragen wird die Gemein-
schaft dem materiellen, geographisch-strategischen und politischen Gewicht eines
größeren Deutschland begegnen. Den Deutschen liegt die Rolle des 'sanften
Hegemons' nicht und sie ginge auch am inneren Selbstverständnis der Gemein-
schaft vorbei. Neben den Sachentscheidungen muß die Europapolitik der Bun-
desrepublik deshalb konzeptionell die Frage nach der Gestaltung politischer Füh-
rung in einer demokratischen Gemeinschaft weitertreiben.
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